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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 15. Februar 1993 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Ukraine 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 


A. Zielsetzung 

Verstärkung der beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen durch Förde- 
rung und Schutz gegenseitiger Kapitalanlagen. 

B. Lösung 

Völkerrechtliche Absicherung von Direktinvestitionen, insbesondere 
durch Gewährleistung des freien Transfers von Kapital und Erträgen, 
Vereinbarung von Inländerbehandlung und Meistbegünstigung, Ent- 
eignungsschutz und Entschädigungspflicht sowie Rechtsweggarantie 
und internationaler Schiedsgerichtsbarkeit. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 


Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (412) - 651 09 - Ka 75/95 Bonn, den 18. Mai 1995 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 15. Februar 1993 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Ukraine über die Förderung und den gegen- 
seitigen Schutz von Kapitalanlagen mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Die Vorlage ist vom Bundesministerium für Wirtschaft und vom Auswärtigen 
Amt gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 684. Sitzung am 12. Mai 1995 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 


3 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/1430 


Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 15. Februar 1993 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Ukraine 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Kiew am 15. Februar 1993 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Ukraine über die Förderung und den gegen- 
seitigen Schutz von Kapitalanlagen sowie dem dazugehörigen Protokoll und dem 
Notenwechsel vom selben Tage wird zugestimmt. Der Vertrag, das Protokoll 
sowie der Notenwechsel werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 Abs. 2 und das 
Protokoll in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes 
erforderlich, weil das im Vertrag vereinbarte Diskriminierungsverbot sich auch auf 
Steuern bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder den Gemeinden ganz oder 
zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 
2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 Ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 Abs. 2 
sowie gleichzeitig das Protokoll in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
geben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbe- 
sondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, da es sich um 
einen Rechtsrahmen handelt, der über den in der Bundesrepublik Deutschland 
ohnehin bestehenden Rechtsschutz nicht hinausgeht. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Ukraine 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 

Vrofla 

Mi)K OeflepaTMBHOK) PecnyöniKoio HiMeMMUHa 
i yKpaiHoto 

npo cnpiiaHHa 3/]iiMCHeHHK> i BsaCMHiiM saxucT iHBecTMititi 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Ukraine - 

im folgenden „Vertragsparteien“ genannt - 

in dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
beiden Staaten zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Staatsangehörigen oder Gesellschaften des einen Staates im 
Hoheitsgebiet des anderen Staates zu schaffen, 

in der Erkenntnis, daß eine Förderung und ein vertraglicher 
Schutz dieser Kapitalanlagen geeignet sind, die unternehmeri- 
sche Initiative zu beleben und den Wohlstand beider Völker zu 
mehren - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Vertrags 

1. umfaßt der Begriff „Kapitalanlagen“ Vermögenswerte jeder 
Art, insbesondere 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken und 
Randrechte; 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften und andere Arten von 
Beteiligungen an Gesellschaften; 

c) Ansprüche auf Geld, das verwendet wurde, um einen 
materiellen oder Immateriellen Wert zu schaffen, oder 
Ansprüche auf Leistungen, die einen solchen Wert ha- 
ben; 

d) Rechte des geistigen Eigentums, wie insbesondere Urhe- 
berrechte, Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche Mu- 
ster und Modelle, Marken, Handelsnamen, Betriebs^ und 
Geschäftsgeheimnisse, technische Verfahren, Know-how 
und Goodwill; 

e) Rechte zur Ausübung einer Wirtschaftstätigkeit einschließ- 
lich der Rechte auf Aufsuchung, Aufschluß, Gewinnung 
oder Nutzung natürlicher Ressourcen, die sich auf Rechts- 
vorschriften gründen oder durch einen in Übereinstim- 
mung mit solchen Rechtsvorschriften geschlossenen Ver- 
trag eingeräumt worden sind. 

Eine Änderung der Form, In der Vermögenswerte angelegt 
werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt; 

2. bezeichnet der Begriff „Erträge“ diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage für einen bestimmten Zeitraum anfalien, 
wie Gewinnanteile, Dividenden, Zinsen, Lizenz- oder andere 
Entgelte; 


OeflepaTMBHa PecnyöniKa HiMenMUHa 


VKpaiHa, 

iMeHoeaHi pßn\ "AoroeipHMMii CTopoHaMti'', 

6a)KaiOHM nornMÖMTM eKOHOMiHHe cüIbpoCIthmütbo Mi>K 
oöoMa /^ep>KaBaMi4, 

nparnyMM CTBopMxn cnpHnrnuBi yMOBM iHBecTMLtii^ 

rpoMaA^H aöo TOsapiiCTB oahIcT AoroeTpHOi CropoHn Ha 
repMTop i i i hujo \ AoroB i pHO ’i CtopoHH ra 

BHSHaiOHH, ii\o cnpHnHHn sAiHCHeHHio i AoroBipHun aaxucT 
ÜMx iHBecTMMii^ Mo>KyTb CTMMyniOBaTM niAnpMeMHMi4bKy 
iHiitiaTMBy i söinbuiMTM AO^poöyr oöox HapoAiß, 


AOMoBMnwcb npo HacxynHe: 

CxaTTn 1 

A^n AinePi üiei VroAn: 

1. TepMiH “iHBecTHi^iT“ osHanae Bci bhah MafiHOBtix 

LtiHHocreH, soKpeMa; 

a) BnacHicTb y BMrnnAi pyxoMoro i HepyxoMoro waiiHa, a 
TaKO>K iHLui MaHHOBi npaea, raKi bk inoreHHi ra npaaa 
aacTaa; 

6) npaeo na nacTKOBy ynacrb ra iHiui 4)opMM ynacTi b 
TOB apwcTBax; 

b) npaeo BHMom mppjo rpouioeux kolutIb, bkI 
BkiKopHcTOByioTbcn A^n cTBopeHHft MaxepianbHHx aöo 
HeMarepia/ibHHx AiHHocxeM aöo bhmof iaoao nocnyr, «Ki 
Maioxb xaKy m i hh i cxb; 

r) npaea iHxe/ieKxya/ibHoT enacHocxi, xaKi «k, aoKpeMa, 
aexopcbKi npaea, naxeHXn, öaaoei MOAeni, npoMHcnoei 
apaaKii i MOAeni, xoeapHi aHaKii, ct3ipMOBi HaaBH, 
BMpoöHMHi xa KOMepAüiHi xaeMHMAi, xexHonorii", 
“Hoy-xay", “ryAsinn"; 

A) y BiAHOBiAHOCxi pp aaKOHOAaecxBa aöo HaAaHi no 
KOHxpaKxax, iao yKjiaAeHi y BiAnoelAHOcxi po t4boro 
aaKOHOAaecxBa, npaea Ha aAiMcneHH« rocnoAapcbKoi 
Aiß/ibHocxi, BKniOHaK)HH npaea Ha poaelAyBaHHe, 
poapoöKy, BHAoöyxoK aöo eKcnnyaxaüiio npHpoAHUx 
pecypciB. 

3m I na BHAy BKnaAaHHB ManHoenx L|iHHOcxeH ne cxocycxbcn 

Tx BnacxMBocxeM «k iHBecxMüiüi. 

2. TepMiH "aoxoam" oananae cyMW, oAepJKani aa BwaaMeHMi^ 

nep i OA y peaynbxax i i hbocxma i m, xaK i hk hbcxkh npwöyxKy, 

AHb i penpA, npoAeHXH, ji i i\eH3 i hh i xa i hui i enHaropoAH. 
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3. bezeichnet der Begriff „Staatsangehörige** 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

Deutsche Im Sinne des Grundgesetzes für die Bundesre- 
publik Deutschland, 

b) in bezug auf die Ukraine: 

Staatsangehörige der Ukraine gemäß der Verfassung und 
den geltenden Rechtsvorschriften; 

4. bezeichnet der Begriff „Gesellschaften“ 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

jede Juristische Person sowie jede Handelsgesellschaft 
oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder ohne 
Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im Hoheitsgebiet der 
Bundesrepublik Deutschland hat, gleichviel, ob ihre Tätig- 
keit auf Gewinn gerichtet ist oder nicht, 

b) in bezug auf die Ukraine: 

Subjekte einer Wirtschaftstätigkeit mit oder ohne Rechts- 
persönlichkeit mit Sitz im Hoheitsgebiet der Ukraine 
gleichviel, ob ihre Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist oder 
nicht. 


Artikel 2 

(1 ) Jede Vertragspartei wird In ihrem Hoheitsgebiet Kapitalanla- 
gen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen 
Vertragspartei nach Möglichkeit fördern und diese Kapitalanlagen 
in Übereinstimmung mit ihren Rechtsvorschriften zulassen. Sie 
wird Kapitalanlagen in jedem Fall gerecht und billig behandeln. 

(2) Kapitalanlagen, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor- 
schriften einer Vertragspartei im Anwendungsbereich ihrer 
Rechtsordnung von Staatsangehörigen oder Gesellschaften der 
anderen Vertragspartei vorgenommen sind, genießen den vollen 
Schutz des Vertrags. 

(3) Eine Vertragspartei wird die Verwaltung, die Verwendung, 
den Gebrauch oder die Nutzung der Kapitalanlagen von Staatsan- 
gehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei in ih- 
rem Hoheitsgebiet In keiner Weise durch willkürliche oder diskri- 
minierende Maßnahmen beeinträchtigen. 


Artikel 3 

(1) Jede Vertragspartei behandelt Kapitalanlagen In ihrem Ho- 
heitsgebiet, die Im Eigentum oder unter dem Einfluß von Staats- 
angehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei ste- 
hen und die gemäß Artikel 2 Absatz 2 entsprechend den im 
Hoheitsgebiet der erstgenannten Vertragspartei geltenden 
Rechtsvorschriften zugelassen worden sind und getätigt werden, 
nicht weniger günstig als Kapitalanlagen der eigenen Staatsange- 
hörigen und Gesellschaften oder Kapitalanlagen von Staatsange- 
hörigen und Gesellschaften dritter Staaten. 

(2) Jede Vertragspartei behandelt Staatsangehörige oder Ge- 
sellschaften der anderen Vertragspartei hinsichtlich ihrer Betäti- 
gung im Zusammenhang mit Kapitalanlagen in ihrem Hoheitsge- 
biet nicht weniger günstig als ihre eigenen Staatsangehörigen und 
Gesellschaften oder Staatsangehörige und Gesellschaften dritter 
Staaten. 

(3) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf Vorrechte, die eine 
Vertragspartei den Staatsangehörigen oder Gesellschaften dritter 
Staaten wegen Ihrer Mitgliedschaft in einer Zoll- oder Wirt- 
schaftsunion, einem gemeinsamen Markt oder einer Freihandels- 
zone oder wegen ihrer Assoziierung damit einräumt. 

(4) Die in diesem Artikel gewährte Behandlung bezieht sich 
nicht auf Vergünstigungen, die eine Vertragspartei den Staatsan- 


3. TepMiH “rpoMaflAHM" osHanae 

а) no Bi/^HOujeHHK) pp cpeflepaTWBHOi PecnyöniKW 

HiMeHHMHa: 

HiM 4 lB y BiflnoBiAHOCTi po OcHOBHoro saKony 
(pe^epaTiiBHoT Pecnyö/iiKM HiMenniiHa. 

б) no BiAHOUJeHHK) AO VKpa iHM: 

rpOMaA^H VKpaiHM y BiAnoBiAHOcri po KoHCTMTyi^ii ra 
HMHHoro saKOHOAaBCTBa VKpaiHM; 

4. TepMiH “TOBapMCTBa" osHanae: 

а) no BiAHOUjeHHK) po cj^eAepaTHBHoT PecnyöniKM 

HiMeHHHHa: 

KO)KHy lOpiiAMHHy ocoöy aöo KO)KHe Toproee/ibHe 
TOSapMCTBO, iHtUi TOBapMCTBa aöo OÖ’EAHaHHH 3 npaBOM 
tOpHAMHHOT OCOÖH aÖO 6e3 Hboro, 3 MiCABM 
po 3 TaujyBaHHq Ha repHTopii <|>eAepaTMBHoT Pecnyö/liKM 
HiMOHHHHa, He 3 Ba>KaioHii na xe, cnpqMOBana Tx 
Ai«/ibHicTb na OAap)KaHHn npMöyxKy hm hI. 

б) no BiAHOuieHHK) po yxpaiHM: 

cyö’EKTM rocnoAapcbKOl Al^^i>nocTi 3 npaeoM 
lopMAUHHoi' ocoöM aöo öe3 Hboro 3 MiciteM 
po 3 TaiijyBaHHq na repMTopii yxpaiHM, He 3 Ba>KaK)HM na 
re, cnpHMOBana Tx Ai^^/ibHicxb Ha OAep>KaHHfl npMöyxKy 
aöo hI; 

CraTTq 2 

1. Ko)KHa i 3 AoroBipHMx Cropin no MO)KnMBOCTi öyAe 
cnpMqxM iHsecTMqiqM rpoMaAnn aöo TOBapMcxB iniiJoT 
floroBipHoi CropoHM i pooBomrw 41 iHBecTM 4 iT y 
BiAnoBiAHOCii po CBoro aaKOHOAaBCXBa. Ko)KHa AoroBipna 
Cropona öyAa cnpaBeA^MBO noBOAMXMCb 3 i HBecxMqi qMM i huioT 
AoroBipHoT CropOHM. 

2. iHBecTMqii, BAiMCHeni rpoMaAnnaMM aöo roBapMCxaBaMM 
OAHiei AoroBipHoT CxopoHM y BtAnoBiAHOcrl po 
saKOHOAaBCTBa IhujoT AoroBipnoT CropoHM b Momax Moro Aih 
noBH i CTto saxMiifaiOTbcq i\ i eio yroAOio. 

3. >K 0 AHa Ao^OBipna CropoHa na cboTm repMTopIT niqxMM 
HMHOM He ÖyAe nepeuiKOAxcaxM uinqxoM B)KMTTq öesniAcraeHMX 
aöo A^eKpMMinaqiMHMx aaxoAia b ynpasniHHi hm 
po 3 nopqA>KeHHi iHBecxMqiqMM rpOMaA^H aÖo roBapMCXB IhuioT 
AoroBipHoT CiopOHM, a TaKO)K b Tx sacxocyBaHHi ra 
BMKOpMCraHHi. 

Crartq 3 

1. Ko)KHa i 3 AeroBipHMX CropiH saöeanenye Ha cboTm 
xepMTopiT BiAHOCHO iHBecTM 4 iM, u\o anaxoA^Tbcq y BnacHOCxi 
aöo niA BnnMBOM rpoMaAnn aöo TOBapMCXB iniuoT AoroBipnoT 
CropOHM i qxi posBonem ra OAiMCHioioTbcq BiAnoBiAHo po 
nyHKxy 2 crarri 2 qieT yroAM y BiAnoaiAHOcri po HMHHOro 
oaKOHOAaBCTBa AeroelpnoT CropoHM, pexcMM ne MeHiu 
cnpMqx/iMBMM, Hi>K BiAHOCHO iHBecTMqiM BnacHMX rpoMaAHH i 
TOBapMCTB HM rpoMaA«H I TOBapMCTB Tpexlx KpaTH. 

2. Ko)KHa i 3 AeroBipHMX CropiH aaöeanenye na cboTm 
xepMTopiT BiAHOCHO rpoMaAHH aöo TOBapMCXB inuioT 
AoroBipHoT CropoHM y roMy, 140 cxocyerbcq Tx Ain^bHOcri y 
3B*q3Ky 3 iHBecTM 4 iqMM, pe)KMM ne mohlu cnpMqr/iMBMM, Hi)K 
BiAHOCHO B/iacHMX rpoMaA«H i roBapMCTB hm rpOMaA«H i 
TOBapMCTB Tpexlx Kpai'H. 

3. üeM pe)KMM He p03noBCK)A>KyCTbcq na ni/ibTM aöo 
nepeearM, qxi OAHa Aoroe i pna Cropona naAec rpoMaAnnaM aöo 
TOBapMCTBaM Tpexlx KpaTH y BB’qaxy 3 Tx ynacno b MMXHOMy 
aöo eKOHOMiHHOMy coioai, cninbHOMy pMHxy aöo 30Hi BinbHOi 
TopriBni aöo y 3B’q3Ky 3 Tx acoAiat^ieio. 

4. Pe)KMM, qKMM HaAaexbcq BiAnoaiAHO po 4 ieT CraxTl, ne 
po3noBCK)A)KyeTbcq na ninbrn, qxi oahb Aoroaipna Cropona 


7 




Drucksache 13/1430 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


gehörigen oder Gesellschaften dritter Staaten aufgrund eines 
Doppelbesteuerungsabkommens oder sonstiger Vereinbarungen 
über Steuerfragen gewährt. 

Artikel 4 

(1) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
einer Vertragspartei genießen im Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei vollen Schutz und volle Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
einer Vertragspartei dürfen im Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei nur zum allgemeinen Wohl und gegen Entschädigung 
enteignet, verstaatlicht oder anderen Maßnahmen unterworfen 
werden, die in ihren Auswirkungen einer Enteignung oder Ver- 
staatlichung gleichkommen. Die Entschädigung muß dem Wert 
der enteigneten Kapitalanlage unmittelbar vor dem Zeitpunkt ent- 
sprechen, in dem die tatsächliche oder drohende Enteignung, 
Verstaatlichung oder vergleichbare Maßnahme öffentlich bekannt 
wurde. Die Entschädigung muß unverzüglich geleistet werden 
und ist bis zum Zeitpunkt der Zahlung mit dem üblichen bankmä- 
ßigen Zinssatz zu verzinsen; sie muß tatsächlich verwertbar und 
frei transferierbar sein. Spätestens im Zeitpunkt der Enteignung, 
Verstaatlichung oder vergleichbaren Maßnahme muß in geeigne- 
ter Weise für die Festsetzung und Leistung der Entschädigung 
Vorsorge getroffen sein. Die Rechtmäßigkeit der Enteignung, 
Verstaatlichung oder vergleichbaren Maßnahme und die Höhe der 
Entschädigung müssen in einem ordentlichen Rechtsverfahren 
nachgeprüft werden können. 


(3) Staatsangehörige oder Gesellschaften einer Vertragspartei, 
die durch Krieg oder sonstige bewaffnete Auseinandersetzungen, 
Revolution, Staatsnotstand oder Aufruhr im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei Verluste an Kapitalanlagen erleiden, wer- 
den von dieser Vertragspartei hinsichtlich der Rückerstattungen, 
Abfindungen, Entschädigungen oder sonstigen Gegenleistungen 
nicht weniger günstig behandelt als ihre eigenen Staatsangehöri- 
gen oder Gesellschaften. Solche Zahlungen müssen frei transfe- 
rierbar sein. 

(4) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten Angelegenhei- 
ten genießen die Staatsangehörigen oder Gesellschaften einer 
Vertragspartei im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
Meistbegünstigung. 

Artikel 5 

Jede Vertragspartei gewährleistet den Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei den freien T ransfer der 
im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehenden Zahlungen, 
insbesondere 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhaltung 
oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge; 

c) zur Rückzahlung von Darlehen; 

d) des Erlöses im Fall vollständiger oder teilweiser Liquidation 
oder Veräußerung der Kapitalanlage; 

e) der in Artikel 4 vorgesehenen Entschädigungen. 


Haflßz rpoMaAnHaM aöo ToeapMCTBaM rperix KpalH Ha saca^i 
aroAH npo aanoÖiraHHn noABÜiHOMy ono^aTKyBaHHio aÖo iHiukix 
AOMOBneHocren a no^aTKOBkix nnraHb. 

CraTTfl 4 

1. iHBecTkiqiT rpoMa/^H aöo TOBapHCTB OAHieT AoroBipHoT 
CTopoHH Ha TepHTopil IhluoT AoroBipHoT CropoHH 
KopMcryioTbcn oobhhm aaxMCTOM i noBHoio öeaneKOio. 

2. iHBecTkiqiT rpoMa/^H aöo roBapucTB oahIeT AoroaipnoT 
CropoHM MO)KyTb nlAnnraTH npMMycoBOMy BHnyHennio, 
HaqioHaniaaqii aöo iHiuHM aaxo^aM, ana/ioriHHHM Tm aa 
cboTmm HacniflKaMM, na TepmopiT iniuoT floroaipHoT CropoHM 
Ti/ibKH B cycnifibHHX iHTepecax i a BHnnaTOio KOMneHcaqiT. 
KoMneHcaqifl noBkinna öym aA^KBaTHa aaprocTi BH/iyneHoT 
iHBecTkiqiT, BHaHaneHoT öeanocepeAHbo nepeA momohtom, 
Konii o4>iqiHHO crano bIaomo npo 4 )aKTHHH 0 aAiHCHeni 
aaxoAH, aöo nKi MaiOTb BiA^yrncn iqoAO npuMycoBoro 
BHiiyHeHHfl, HaqiOHaniaaqil hh iniunx a aHanoriMHHMH 
HacniAKaMH. KoMneHcaqin noBunna BkinnaHyBaTucn öea 
aarpiiMKH i f\o MOMenry TT BunnaTH na cyMy KOMnencaqiT 
HapaxoByioTbcn öaHKiBCbKi npoqenTH y BiAnoaiAHOCTi ao 
A iiOMoT npoqeHTHOi craaKu; aona noBunna öyjM npaKTUHHO 
BHKopHCTOByaaHOK) i B|/ibHO nepeaiAHOK). He niaHitue 
MOMenry aAiHCHennn npHMycoBoro BH/iyneHnn, Haqiona/iiaaqiT 
aöo aaxoAis, ana/ioriMHiix Tm aa cboTm xapaicrepOM, noBHHHi 
ÖyTM B>KHTi BiAnoBiAHi npoc])inaKTHHHi aaxoAH iqoAO 
BHanaHeHH« cyM i nop5iAKy BiinnarM KOMneHcaqiT. rioBMHHa 
öyjM nepeAöanena MO)K/iMBicTb poarn«Ay V aaranbHOMy 
cyAOBOMy nop^AKy npaeoMipHOcri aAiHcneHHn npwMycoBOro 
BHnyneHHn, HaqiOHa/iiaaqiT aöo aaxoAiB, ananoriMHHx Tm aa 
cboTm xapatcrepoM, a TaKO>K poaMipy KOMneHcaqiT. 

3. TpoMaAHHaM aöo TOBapHcraaM oahIeT floroaipnoT 
CropOHH, iHBecTiiqinM »kmx aaBAana lUKOAa na repiiropiT 
iHLUOT AoroBipHoT CropoHH BnacniAOK bIhhh aöo Ihlumx 
oaöpoEHHX aiTKHeHb, peBomoqiT, HaASBHHaiiHoro crany aöo 
aaKonory, öyAe HaAaHUH qieio AoroBipnoio CropoHOio pexoiM 
He MeHUJ cnpHnrnHBHH bIahocho BiALUKOAyBaHHn böhtkIb, 
BiAcrynHHx cyM, KOMneHcaqiT aÖo (hlumx Bun/iar, Hi)K a^b 
cboTx rpoMBAHH aöo roBapwcTB. L|i nnaTe)Ki noBUHHi öyrM 
BiiibHO nepeBiAHHMH. 

4. rpoMBAHHH aöo TOBapMCTBa OAHieT AoroBipHoT CropoHii 
Ha repHTopIT iniuoT Ao*'OBipHoT CropOHU KopHcryioTbcn 
pe>KHMOM HaHöiiibLUoro cnpunHHH bIahocho nnranb, iqo 
perynioiOTbCfl qieio CrarreK). 

Crarrfl 5 

Ko)KHa 3 AoroBipHMX CropiH rapaHrye rpoMaA^naM aöo 
TOBapHCTBaM iHUioT AoroBipHoT CropOHH BiribHHH nepeKaa 
nnaTe>KiB y aa’naKy a iHBecrkiqi^MH, aoKpeMa: 

a) Kanira/iy i a^A^tkobhx cyM a^h niATpHMKM aöo 
aö i nbUjeHHfl oöcnry i HBecTHq i m; 

ö) AOxoAiB; 

b) BunnaTH (noaepHeHHH) noanK; 

r) npiiöyTKy, u^o bhhhk y aa’RSKy a noBHOio aöo MacrKOBOto 
iiiKBiAaMieio aöo BiAHy>KeHHHM iHBecTkiqiH; 

A) KOMneHcaqiM, nepeAöaHeHwx y crarri 4 qieT VroAM. 


Artikel 6 CraTrq 6 

Leistet eine Vertragspartei ihren Staatsangehörigen oder Ge- 9\ ku\o OAHa ia AoroBipniix CropiH aAiwcHioe Bunnary cyM 
Seilschaften Zahlungen aufgrund einer Gewährleistung für eine cboTm rpOMaA^HaM aöo roBapncraaM na aacaAi rapanriT 
Kapitalanlage im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, so iHBecriiqlM na repwropiT IhujoT AoroeipnoT CropoHii, ro qn 
erkennt diese andere Vertragspartei, unbeschadet der Rechte der Aoroeipna Cropona, öea aaBAannn ujkoah A^n npae nepiuoT 
erstgenannten Vertragspartei aus Artikel 10, die Übertragung aller AoroBipnoT CropoHw, iqo BHnnHBararb ia crarri 10 qieT VroAH 
Rechte oder Ansprüche dieser Staatsangehörigen oder Gesell- BM3HaBarnMe Ha niAcraei aaKony aöo yroAw nepeAany nepiuiw 
schäften kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts auf die AofOBlpHift CropoHi ycix npae aöo BMMor qwx rpoMaA^n aöo 
erstgenannte Vertragspartei an. Ferner erkennt die andere Ver- roBapwcre. KpiM roro, iniua Aoroeipna Cropona BHanae Bcryn 
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tragspartei den Eintritt der erstgenannten Vertragspartei in alle 
diese Rechte oder Ansprüche (übertragene Ansprüche) an, wel- 
che die erstgenannte Vertragspartei in demselben Umfang wie ihr 
Rechtsvorgänger auszuüben berechtigt ist. Für den Transfer Von 
Zahlungen aufgrund der übertragenen Ansprüche gelten Artikel 4 
Absätze 2 und 3 und Artikel 5 entsprechend. 

Artikel 7 

(1) Transferierungen nach Artikel 4 Absatz 2 oder 3, Artikel 5 
oder 6 erfolgen unverzüglich zu dem jeweils gültigen Kurs. 

(2) Dieser Kurs darf nicht ungünstiger sein, als der Kurs (cross 
rate), der sich aus denjenigen Umrechnungskursen ergibt, die der 
Internationale Währungsfonds zum Zeitpunkt der Zahlung Um- 
rechnungen der betreffenden Währungen in Sonderziehungs- 
rechte zugrunde legen würde. 

Artikel 8 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die neben diesem 
Vertrag zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in Zukunft 
begründet werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, 
durch die den Kapitalanlagen der Staatsangehörigen oder Gesell- 
schaften der anderen Vertragspartei eine günstigere Behandlung 
als nach diesem Vertrag zu gewähren ist, so geht diese Regelung 
dem vorliegenden Vertrag insoweit vor, als sie günstiger ist. 

(2) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtung einhal- 
ten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen von Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei in ihrem Hoheits- 
gebiet übernommen hat. 

Artikel 9 

Dieser Vertrag gilt auch für Kapitalanlagen, die Staatsangehöri- 
ge oder Gesellschaften der einen Vertragspartei in Übereinstim- 
mung mit den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei in 
deren Hoheitsgebiet schon vor dem Inkrafttreten dieses Vertrags 
vorgenommen haben. 

Artikel 10 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien 
über die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrags sollen, 
soweit möglich, durch die Regierungen der beiden Vertragspartei- 
en beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise nicht 
beigelegt werden, so Ist sie auf Verlangen einer der beiden Ver- 
tragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich auf 
den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, der 
von den Regierungen der beiden Vertragsparteien zu bestellen 
ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, der Obmann 
innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem die eine Ver- 
tragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsver- 
schiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 


(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede Ver- 
tragspartei den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs in 
Den Haag bitten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. 
Besitzt der Präsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden 
Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, 
so soll der Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt 
auch der Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden 
Vertragsparteien oder ist auch er verhindert, so soll das im Rang 
nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht die Staatsan- 


nepujoT AorosipHoT CropoHM y sei 14 i npaea i bmmofm (npaea 
BMMorM, U40 Tm nepe^aHi), nni neptua AoroBipHa CropoHa Mae 
npaBO SAiMCHMTM B TOMy )K oöcnsi, 1140 i TT nonepe^HMK no 
npaBy. U\of\o nepeKasy n/iaTe>KiB Ha ochob! nepe/4aHMX bhmof 
sacTOCOByioTbcn nyHKTM 2 i 3 CTarri 4 , a TaKO)K CTarrn 5 i4ieT 
VroflH. 

CraTTfl 7 

. 1 . riepeKasM nnaTe>K i b, «Ki BKasaH i b nyHKtax 2 aöo 3 CTarr I 
4 , a TaKo>K y CTarrflx 5 aöo 6, öy^yrh SAincHioBaTMcn 
TepMiHOBO no Kypey, U40 b momoht. 

2 . L|eM Kype noBHHOH öyrM He HuxcMe Kpoc-Kypey, 1140 
BHnnHBae 3 thx pospaxynKOBMX Kypeie, nxi Mi)KHapoAHHH 
BajiioTHHM ct)OHA B 3 nB ÖH 3a ocHOBy nepepaxyHKy BtAnoeiAHHX 
BajiK)T y cneqianbHi npaea 3 ano 3 i 4 HeHHfl b MOMenr 3 AiHCHeHHfl 
nnaTe>KiB. 

CraTTfl 8 

1 . FIKU40 i3 aaKOHOABBCTBa OAHieT AoroeipnoT CropoHM aöo 
MixcHapOAHO-npaeoBMx yroA. U40 icHyiOTb Mixe AoroBipHMMM 
CropoHaMM, paaoM 3 Mieio VroAOK), aöo nxi öyAytb yaroAxceni b 
M ai^öyTHbOMy, BMn/iHBae aara/ibHe aöo cneMianbHe no/iox<eHHn, 
BiAnoBiAHO ao »Koro iHBecTMqii rpOMaA^H aöo ToeapncTB 
(hujoT AoroBipHoT CropoHM KopncryiOTbcn öinbiu cnpMnT/iHBHM 
pexewMOM, H ixe 3 a 14! SK) VroAOK), to Taxe nonoxeeHHn öyAe Main 
nepeeary nepeA nonoxeenHnMH i\\e\ YroAH b riPi nacTHHi, b 
nKiM BOHO öinbuj cnpHnr/iHBe. 

2 . Koxena i3 AoroeipHMX Cropin öyAe AOTpHMyeaTHCb iHiuMx 
3oöoB*n3aHb, nKi eona npHHHnna na ceöe bIahocho ao 
iHBecTHMiPi rpoMaA^H aöo ToeapncTB Ihujoi AoroeipnoT 
CropoHH Ha cboTh TepnTopiT. 

CraTTfl 9 

L|n VroAB raKoxe biahocho iHoecTML^iH, nKi öynn 
3AiHCHeHi rpoMaA^HaMH aöo TOBapncTBaMH OAHieT AoroeipnoT 
CTopoHH y BiAnoBiAHOCTi ao 3aKOHOABBCTBa iHiuoT 
AoroeipnoT CropoHM na iT jepmopiT Wß ao Haöyrrn huhhocti 
i4ieT VroAH. 

CraTTfl 10 

1. CynepeHKH Mixe oöoMa AoroBipHHMH CToponaMü npo 
TnyManeHnn aöo aacTOcyBannn qieT VroAn, no MoxoiHBOCTi, 
BnpiujyBaTMMyTbcn ypnA^Mn oöox AoroeipHHX Cropin. 

2 . RKU40 cynepesKa ne Moxee öyrn Bpery/iboeana raKUM 
uinnxoM, TO 3a enMoroio OAHieT i3 Aoroeipnnx Cropin Bona 
nepeAaerbCfl na Bupiiuennn ao rpereftcbKoro cyAy. 

3 . TpereMCbKMM cyA creopioeTbcn A^n Koxenoro KOHKpernoro 
BMnaAKy, npnnoMy Koxena Aoroeipna Cropona npnananae no 
OAHOMy H/ieny rperencbKoro cyAy. i oöMABa H/ienn 
TperencbKoro cyAy paaoM AOMoennioTbcn npo KanAMAarypy 
rpoMaA^nnna rperboT KpaTnn, nK ronoen rperencbKoro cyAy» 
U40 npnanaHasTbcn yp^AaMn oöox AoroBlpnnx Cropin. H/iohm 
rperencbKoro cyAy noennni öyrn npnananeni npornroM abox 
M icnL4iB, ronoea rperencbKoro cyAy * rpbox MicnL4iB 3 
MOMenry, Konn OAna i 3 Aoroeipnnx Cropin noeiAOMMTb iniuy 
AoroBipny Cropony npo cboT naMipn nepeAarn cynepesKy na 
BMP i men nn rperencbKoro cyAy. 

4 . FIKU40 erpoKM, BKaaani b nymeri 3 i4ieT Crarrl, ne ÖyAyrb 
BnrpMMani, to npn BiAcyrnocTi inmoT AOMOBnenocri Koxena i 3 
AoroBipnnx Cropin Moxee BBepnyrMcn ao ronoBM 
MixenapoAHoro cyAy b faaai 3 npoxannnM 3 AincHMTn neoöxiAHi 
npi43HaHeHHfl. RK1140 ronoBa Mae rpoMaABnereo PAnieT i 3 
AoroBipnnx Cropin aöo inuja npnHnna aaeaxeae noMy 
3AincHMrn npnanaHennn, ro Tx aAincnnrb noro aacrynnnK. V 
TOMy BwnaAKy, kojw I aacrynnwK ronoen Mae rpoMaA^ncTBo 
OAHieT i3 AoroBipnnx Cropin, aöo Konn i ein ne b 3 M 03 i 
3Aincni4Tn Tx, ro npnanaMennn 3AincHioe nacrynnnn 3a mmhom 
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gehörigkeit einer der beiden Vertragsparteien besitzt, die Ernen- 
nungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. Sei- 
ne Entscheidungen sind bindend. Jede Vertragspartei trägt die 
Kosten ihres Mitglieds sowrie ihrer Vertretung in dem Verfahren 
vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie die 
sonstigen Kosten werden von den beiden Vertragsparteien zu 
gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann eine andere 
Kostenregelung treffen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein 
Verfahren selbst. 


(6) Sind beide Vertragsparteien auch Vertragsstaaten des 
Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von Investi- 
tionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen anderer 
Staaten, so kann mit Rücksicht auf die Regelung in Artikel 27 
Absatz 1 des Übereinkommens das vorstehend vorgesehene 
Schiedsgericht insoweit nicht angerufen werden, als zwischen 
den Staatsangehörigen oder der Gesellschaft einer Vertragspartei 
und der anderen Vertragspartei eino Vereinbarung nach Maßgabe 
des Artikels 25 des Übereinkommens zustande gekommen ist. 
Die Möglichkeit, das vorstehend, vorgesehene Schiedsgericht im 
Fall der Nichtbeachtung einer Entscheidung des Schiedsgerichts 
des genannten Übereinkommens (Artikel 27) oder im Fall der 
Übertragung kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts nach 
Artikel 6 dieses Vertrags anzurufen, bleibt unberührt. 


Artikel 11 

(1) Meinungsverschiedenheiten in bezug auf Kapitalanlagen 
zwischen einer der Vertragsparteien und einem Staatsangehöri- 
gen oder einer Gesellschaft der anderen Vertragspartei sollen, 
soweit möglich, zwischen den Streitparteien gütlich beigelegt 
werden. 

(2) Kann die Meinungsverschiedenheit innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung durch 
eine der beiden Streitparteien nicht beigelegt werden, so wird sie 
auf Verlangen des Staatsangehörigen oder der Gesellschaft der 
anderen Vertragspartei einem Schiedsverfahren unterworfen. So- 
fern die Streitparteien keine abweichende Vereinbarung treffen, 
sind die Bestimmungen des Artikels 10 Absätze 3 bis 5 sinnge- 
mäß mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Bestellung der Mit- 
glieder des Schiedsgerichts nach Artikel 10 Absatz 3 durch die 
Streitparteien erfolgt und daß, soweit die in Artikel 10 Absatz 3 
genannten Fristen nicht eingehalten werden, jede Streitpartei 
mangels anderer Vereinbarungen den Präsidenten des Schieds- 
gerichtshofs der Internationalen Handelskammer in Paris bitten 
kann, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Der 
Schiedsspruch wird nach innerstaatlichem Recht vollstreckt. 

(3) Die an der Streitigkeit beteiligte Vertragspartei wird während 
eines Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines Schieds- 
spruchs nicht als Einwand geltend machen, daß der Staatsange- 
hörige oder die Gesellschaft der anderen Vertragspartei eine 
Entschädigung für einen Teil des Schadens oder den Gesamt- 
schaden aus einer Versicherung erhalten hat. 

(4) Für den Fall, daß beide Vertragsparteien auch Vertragsstaa- 
ten des Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von 
Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen an- 
derer Staaten geworden sind, werden Meinungsverschiedenhei- 
ten nach diesem Artikel zwischen den Streitparteien einem 
Schiedsverfahren im Rahmen des vorgenannten Übereinkom- 
mens unterworfen, es sei denn, die Streitparteien treffen eine 
abweichende Vereinbarung; jede Vertragspartei erklärt hiermit ihr 
Einverständnis zu einem solchen Verfahren. 

Artikel 12 

Dieser Vertrag gilt unabhängig davon, ob zwischen den beiden 
Vertragsparteien diplomatische oder konsularische Beziehungen 
bestehen. 


HneH MiÄHapoflHoro cyfly, «kmm He Mae rpoMa/^nHcrea oflHiei 

i3 floroBipHMx CToplH. 

5. TpereMCbKMM cy^ BHHOCMTb CBOe pilUeHHB 6i/1bUjiCTK) 
rojK)CiB. L4e pimeHH« Mae oÖOB'nsKOBy cM/iy. Ko>KHa is 
floroBipHMX CTopiH Hece BMTpaTM, noB’qsaHi 3 fliqnbHicno 
npH3HaHeHoro Heio mieHa TpereiicbKoro cy^y, a TaKo>K 3a CBoe 
npeAcraBHHLiTBo b apöirpaMHOMy npoqeci; BHTpaTM, noB’naaHi 
3 flinnbHiCTK) ronoBn TpereMCbKoro cyfly, a TaKO>K iHUJi 
BHTpaTM florOBipHi CTOPOHM HeCyTb B piBHMX nacTKax. 
TpereMCbKMH cyfl MO>Ke AOMOBMivicb npo iHiue BperyniOBaHHn 
nMTaHHB npo BMTpaTii. 3 ihuihx nHTanb TpeTefiCbKHiS cyfl 
BM3HaHae nopn^oK CBoei poöoTM caMOcriiiHO. 

6. RKuto oöMflBi floroBipHi CropoHM e flep)Ka- 
BaMH-CHrHaTapinMH KoHBeHqii npo BperyniOBaHHn cynepenoK 
Mi>K /^ep>KaBaMM i rpoMa/^HaMii iHiuiix fißpMBB bI/^ocho 
iHBecTHMiM BiA 18 öepeaHn 1965 p., to, BpaxoByioHii 
no/io)KeHHn nyHKjy 1 CTaxTi 27 abhoT KoHBeniiiT, HeMoxoinBO 
BBepraTHcn f\o BKasanoro b 14 iä CTarrl TperencbKoro cyfly 
TOMy, 1140 Mi>K rp0Ma/4qHMH0M aöo TOBapiicTBOM oflHiei 
AoroBipHoT CropoHM ra iHiuoio floroBipHOio CropoHoio 
/tocnrHyra /40M0B/ieHicTb y BiflnoaiAHocri flo CTarri 25 
KoHBeHLti i. L4 mm He aanepeMyCTbcn MOxoiMBicTb aeepHyTMCfl flo 
3a3HaMeHoro b 14 Im CTarri TpereücbKoro cyfly b paai 
HeflOTpiiMaHHH pimeHHH TpereHCbKoro cy/^y, U40 flie y 
Bi/4noBi/4HocTi flo BMutearaflaHOi KoHBenqTT (craTTn 27), aöo y 
paai nepeABMi npaB na niAcraBl saKony aöo na 3aca/4i yro^M 
BiflnoBiflHO flo CTarri 6 qiei* Vroflii. 

Crarrn 11 

1. CynepeHKH Bi/4HOCHO iHBecniLiiH Mi>K OAHieio AoroeipHOio 
CropOHOK) i rpoMaA^HMHOM aöo roBapHcraoM intuoT 
AoroBipHol CropoHH no MOxoiMBOcri noBviHHi 
Bpery/ibOByBamcn croponaMH A0öp03HH/iHB0. 

2. RKU40 cynepeHKa ne MO>Ke öyrii Bpery/ibOBana npomroM 
luecTM Micnt4iB 3 MOMenry sanBti npo nel OAHieio i3 cropin y 
cynepeHi4i,TO 3a bhmotoio rpOMaA^HUHa aöo roBapiicTBa iHUJoT 
AoroBipHoT CropoHM Bona nepeAaerbcn na BiipiiueHHn 
TperewcbKoro cy^y. RKU40 cropoHW b cynepesAi ne 
flOMOB/iniOTbcn npo inmy npoMe^ypy, ro c/iifl BiflnoBiflHO 
3acT0C0ByBaTM nyHKTM 3-5 crarri 10 Miel VroAM tbkhm mmhom, 
U40Ö npii3HaHeHHn nneniB rpereHCbKoro cy^y 3AiMCHK>Banocb 
CTOpOHaMM y cynepeMqi y BiflnoBiAHocri flo nyHKry 3 crarri 10 
14! ei VroAM. i U40Ö koxchb cropona b cynepeHqi - y Buna^Ky 
HOAorpHMaHHn crpOKy, BKaaanoro b nyHicri 3 crarri 10 Miei 
Vrof\vi i npii BiAcyrnocri iHiuoT AOMOB/ienocri - Morna npocHm 
ronoBy äpöiTpa)KHoro cy^y Mi)KHapoAHoT roproBe/ibHOi 
nanarü b napH>Ki aAiMCHirm neoöxiAHi npM3HaHeHHn. PimeHHn 
rpereiiCbKorocyAy AOBOAMTbCfl ßp BUKOHannn y BiAnoBiAHOcri 
3 Haiti onanbHHM aaKOHOAaacTBOM. 

3. niA Mac TpereHCbKoro poaöopy aöo BiiKOHannn piiuennn 
rperewcbKoro cyAy floroBipna Cropona, U40 öepe ynacrb y 
cynepeHi4i, ne öyAe BHcyBarw «k apryMenr roro, 1140 
rpoMaA^HMH aöo roBapncTBO iHtuoi AoroaipnoT CropoHH 
OAap>KanM nacTKOBy a^ noany KOMneHcai4iio 3a aanoAinny 
ujKOAy Ha 3acaAi crpaxyBaHHn. 

4. RKU40 oÖMABi AoroBipHi CropoHH e TaKo>K Aap>KaBaMM- 
CMrHarapinMH KoHBeHi4ii npo yperymoBannn cynepesoK M\m 
Aep>KaBaMii i rpoMaAnnaMM ihujhx ßepmas BiAHOCHO 
iHBecrHitiH BiA 18 öepeann 1965 p.. ro araAani b qiH crarri 
cynepeHKH Mi>K cropoHaMn. nKi öpanii ynacrb b hhx, 
poarnnASiTMMyTbcn b rperewcbKOMy cyAi y BiAnoBiAHOcri ßo 
BiiU4e3raAaHoT KoHBeHi4iT 3a BUHnrKOM mx BunaAKiB, bIahocho 
HKMX CTopoHH y cynepOHAi AOMOB/iniorbcn npo iniuy npoqeAypy; 
14HM KO>KHa AoroBipna Cropona ßae cboio aroAy na raKiin 
nopnAOK. 

Crarrn 12 

1451 VroAa Ai£ He3ane>KHO BiA Hanenocri Mi>K AoroBipHHMii 
CroponaMH AHn/iOMarHHnnx aöo KOHcy/ibCbKtix bIahochh. 
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Artikel 13 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifi- 
kationsurkunden in Kraft. Er bleibt zehn Jahre lang in Kraft; nach 
deren Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer auf unbegrenzte 
Zelt, sofern nicht eine der beiden Vertragsparteien den Vertrag mit 
einer Frist von zwölf Monaten vor Ablauf scnriftlich kündigt. Nach 
Ablauf von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit mit einer Frist 
von zwölf Monaten gekündigt werden. 


(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkraft- 
tretens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, gelten die 
Artikel 1 bis 12 noch für weitere zwanzig Jahre vom Tag des 
Außerkrafttretens des Vertrags an. 


Geschehen zu Kiew am 15. Februar 1993 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und ukrainischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


CxaTTn 13 

1 . L|n VroAa n i/\nnrac paxtict) i Ka 4 i T; o6m i h patMct) i Kai^i mhmmh 
rpaMOTawiM slAöyAeTbcn «KOMora uuenAUje y m. BoHHi. 

2. 14 « VroAa Haöyeae HUHHocxi nepes oamh Mic« 4 b nicn« 
ASTM oöMiHy paTVKjsiKaLiiMHMMM rpaMoraMM. Bona Ai^^MMe 
npornroM Aacnr« poKie; nlcn« saKiHneHH« Aboro repMiHy 
HMHHicTb VroA^ npoAOB)KyeTbc« Ha Heo6Me)KeHHM crpOK, s\ku\o 
)KOAHa 3 AoroB i pHMX Crop i h He sanBHTb y nncbMOB i h c|}opM i aa 
ABanaAMBTb Mic«i 4 iB ßß saKiHHeHH« TT a" npo AanoHcaAlio 
AieT yroAH- riic/i« 10 poKiB uß Vropß MO)Ke öyrH AaHOHcoaaHa 
B öyAb-HKMM Mac 3a AOTpMMaHH« repMiny AaHOHcai 4 iT y Aaa- 
HaAUnTb Mlc«4iB. 

3. BIahocho iHBecTMAÜ^, 3AlMCHeHMX Ao MOMeHTy 
npHnHHOHH« AieT VroAH, nonojKSHH« CTareii 1-12 öyAyrb 
aaniiUjaTMC« hmhhmmm npoxaroM nactynHHx ABaA^s^T>1 pOKiB 3 
AH« npHBHHeHH« Ai* VroAM. 


SAiHCHeHO B M. Khcb! 15 niOToro 1993 p. b abox 
npHMipHHKaX, KOKHHH HlMeAbKOK) TB yKpaTHCbKOK) MOBaMM, 

npM ttbOMy oöMABa tbkctm MaiOTb OAHaxoBy CMJiy* 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a c{)eAepaTMBHy PecnyöniKy HiMenHHHa 
Kinkel 

Für die Ukraine 
3a yxpaTny 
Penzinov 
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Protokoll 

ripoTOKO/i 


Bei der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und der Ukraine über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen haben die Unterzeich- 
neten Bevollmächtigten außerdem folgende Bestimmungen ver- 
einbart, die als Bestandteile des Vertrags gelten: 

* 

(1) Zu Artikel 1 

a) Erträge aus der Kapitalanlage und im Fall ihrer Wiederanlage 
auch deren Erträge genießen den gleichen Schutz wie die 
Kapitalanlage. 

b) Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der Staats- 
angehörigkeit gilt insbesondere als Staatsangehöriger einer 
Vertragspartei jede Person, die einen von den zuständigen 
Behörden der betreffenden Vertragspartei ausgestellten natio- 
nalen Reisepaß besitzt. 

(2) Zu Artikel 2 

a) Der Vertrag gilt auch in den Gebieten der ausschließlichen 
Wirtschaftszone und des Festlandsockels, soweit das Völker- 
recht der jeweiligen Vertragspartei die Ausübung von souverä- 
nen Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen Gebieten 
erlaubt. 

b) Jede Vertragspartei kann auf der Grundlage des Prinzips der 
Meistbegünstigung besondere Bedingungen für die Erteilung 
der Zulassung von Kapitalanlagen in durch Gesetzgebung 
bestimmten Wirtschaftsbereichen festlegen. 


(3) Zu Artikel 3 

a) Als „Betätigung“ im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 ist insbe- 
sondere, aber nicht ausschließlich, die Verwaltung, die Ver- 
wendung, der Gebrauch und die Nutzung einer Kapitalanlage 
anzusehen. Als eine „weniger günstige“ Behandlung im Sinne 
des Artikels 3 ist insbesondere anzusehen: die Einschränkung 
des Bezugs von Roh- und Hilfsstoffen, Energie und Brennstof- 
fen sowie Produktions- und Betriebsmitteln aller Art, die Behin- 
derung des Absatzes von Erzeugnissen im In- und Ausland 
sowie sonstige Maßnahmen mit ähnlicher Auswirkung. Maß- 
nahmen, die aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung, der Volksgesundheit oder Sittlichkeit zu treffen sind, 
gelten nicht als „weniger günstige“ Behandlung im Sinne des 
Artikels 3. 


b) Die Bestimmungen des Artikels 3 verpflichten eine Vertrags- 
partei nicht, steuerliche Vergünstigungen, Befreiungen und 
Ermäßigungen, welche gemäß den Steuergesetzen nur den in 
ihrem Hoheitsgebiet ansässigen natürlichen Personen und 
Gesellschaften gewährt werden, auf im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei ansässige natürliche Personen und 
Gesellschaften auszudehnen. 

c) Die Vertragsparteien werden im Rahmen Ihrer innerstaatli- 
chen Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den 
Aufenthalt von Personen der einen Vertragspartei, die im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einreisen wollen, wohlwollend 
prüfen; das gleiche gilt für Arbeitnehmer der einen Vertrags- 
partei, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei einreisen und sich 


ripn niflnucaHHi Vrofln mIjk c})eflepaTHBHO»o PecnyönlKOK) 

HiMeHHMHa i yKpa'moK) npo cnpnaHH« sflitiCHeHHio i BsaeiwiHUM 

saxucT iHBecTuuiiü HH^KneniflnucaHi ynoBHoea^KeHi tskok 

AOMOB^n^Cb npo HacrynHi nono>KeHHn, qKi e CK/iaAOBOto 

HacTMHOK) VroAH- 

(1) flo craxTl 1 

а) npnöyxKH bIa iHBecrui^iw, a TaKo>K y BunaAKy Tx 
noBTopHoro BK/iaAeHHn npnöyrKU bIa hux, Maioxb 
OAHaKOBMpi SaX^CT 3 iHBeCTMAiBM^. 

б) Bes oöMexceHHn A^q Ihui^x npoueAyp Bi^SHaneHHq 
rpoMaAJiHCTBa rpoMaA^innHOM OAHiei floroBipHOi CropoHn, 
soKpeMa, € öyAbqKa ocoöa, qKa Mae HaAioHanbHUM nacnopr, 
BMAaHi4^ KOMnereHTHi^MM opranaMM BlAnoBiAHOi 
AorOB i PHO I CTOpOHM. 

(2) flo CTaTxi 2 

а) Ljq VroAa Aie xaKOxc na xepnxopii buk/iiohhoi eKOHOMlHHOi 
3om xa HaA KOHx^HeHxanbH^M ujenbct)OM, HacKinbKii 
MixcHapoAHe npaao Aoaaonqc BiAnoBlAnm floroBipHifi 
CxOpOHi BUKOHBHHq CyBepOHHUX npaB hu nOBHOBax<eHb 
cxocoBHo i^nx xepnxopiPi. 

б) BaayjOHncb Ha npwHAHnax HafiöinbLuoro cnpHqHHq, KoxcHa 
i3 floroBipHHx CxopiH Moxce BCxaHOBniOBaxH cnei^ia/ibHl 
yMOBH HdAaHHq AOSBony Ha iHBecxHAü* b OKpeMi cct)epH 
rocnoAapcbKo'i A'^J^^Hocxi, 1140 BHSHaneHi Ti 
aaKOHOAaBcxBOM. 

(3) flo cxaxx i 3 

a) TepMlH "AinnbHicxb" imoao nyHKxy 2 cxaxx I 3 i\\ei VroAH 
cniA poarnqAaxM, soKpeMa, ane ne BHnqxKOBo bk 
ynpaanlHHq xa po3nopqA>KeHHq iHBecxn4iqMH, a xaKOx< 9 \k 
Tx aacxocyBaHHq xa BHKopHCxannq. CnoBOcnonyneHHq 
“mohiu cnpnqxnuBMM" pexwM, 1140 cxocyexbcq cxaxx I 3 L4ieT 
VroAH, cniAi aoxpeMa, poarnqAaxn qx odMexcennq y 
npHAÖaHHi chpobhhm xa AonoMixcHHx MaxepianiB, eneprlT 
xa na/iHBa, a jakotk ycix bhaib aacoölB Bnpo6Hni4XBa i 
oöopoxHHx KouJxiB, nepeuiKOAM aöyxy npoAyKi4iT y Aep^^aBi 
xa 3a TT MexcaMH, a xaKOx< iHuii aaxoA^^ 3 ananorlHHHMH 
HacniAKaMH. SaxoAH, nxi 3Ai^CHioioxbcq b iHxepecax 
rpoMBACbKoT öeaneKH aöo rpOMaACbKoro nopqAKy, oxopoHH 
SAopoB’q HapoAy hh Mopa/ibHocxi ne BBa^aioxbCq "MeHui 
cnpMqx/iHBHM" pe>KHMOM, U40 cxocyexbcq cxaxx i 3 i4ieT 
VroAH. 

6) rionoKeHHq cxaxxi 3 uleT VroAM ne aoöoB’qayioxbfloroBi pn i 
CxopoHH nouJHpioBaxM noAaxKOBl ninbfH, 3BinbHeHHq xa 
3HV0KKVI, qKi HaAaioxbcq ariAHO 3 noAaxKOBHM 
aaKOHOABBCXBOM XinbKM C|)l3HHHHM OCOÖaM Xa XOBapHCXBaM 
3 MicL4eM npoKMBaHHq aöo 3HaxoA>KeHHq na TT xepnxopiT, 
c|}i3HHHMM OCOÖaM aöo xoBapHCXBaM 3 MicueM npoxuiBannq 
HM 3HaxoA>KeHHq Ha xepMxopIT IhüjoT floroBlpnoT CxopoHM. 

b) y paMKax HaAionanbHoro saKOHOAaBCXBa floroBipHi 
CxopoHM öyAyxb AOöpo3MHnMBo poarnqAaxM aaqBKM na 
b’T3a xa nepeöyaaHHq ociö oah leT floroBipnoT CxopoHM, qKi 
3ÖMpaK)Xbcq npMTxaxM Ha xepMXopiK) IhuioT floroBipnoT 
CxopoHM y 3B’q3Ky 3 iHBecxMüiqMM, 140 no/to^Kennq 
noiuMpJoexbcq xaKO>K na npai4K)iOHMx oahIeT floroBipnoT 
CxopoHM, Koxpi y3B’q3Ky3 iHBecxMi4lqMM3ÖMpaioxbcq npMi- 
xaxM Ha xepMxopiK) inuioT floroBipnoT CxopoHM xa 
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dort aufhalten wollen, um eine Tätigkeit als Arbeitnehmer 
auszuüben. Auch Anträge auf Erteilung der Arbeitserlaubnis 
werden in gerechter und billiger Weise geprüft. 

(4) Zu Artikel 4 

Ein Anspruch auf Entschädigung besteht auch dann, wenn durch 
staatliche Maßnahmen in das Unternehmen, das Gegenstand der 
Kapitalanlage ist, eingegriffen und dadurch seine wirtschaftliche 
Substanz erheblich beeinträchtigt wird. 

(5) Zu Artikel 7 

Als „unverzüglich“ durchgeführt im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 
gilt ein Transfer, der innerhalb einer Frist erfolgt, die normalerwei- 
se zur Beachtung der Transferförmlichkeiten erforderlich ist. Die 
Frist beginnt mit der Einreichung eines entsprechenden Antrags 
und darf unter keinen Umständen zwei Monate überschreiten. 


(6) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im Zusam- 
menhang mit einer Kapitalanlage stehen, wird eine Vertragspartei 
die Transportunternehmen der anderen Vertragspartei weder aus- 
schalten noch behindern und, soweit erforderlich, Genehmigun- 
gen zur Durchführung der Transporte erteilen. Hierunter fallen 
Beförderungen von 

a) Gütern, die unmittelbar für die Kapitalanlage im Sinne des 
Vertrags bestimmt sind oder die für diese Kapitalanlage Im 
Hoheitsgebiet einer Vertragspartei oder eines dritten Staates 
von einem Unternehmen oder im Auftrag eines Unternehmens 
angeschafft werden, in dem Vermögenswerte im Sinne des 
Vertrags angelegt sind; 

b) Personen, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage 
reisen. 

(7) Mit dem Tage des Inkraftretens des Vertrags zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Ukraine über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen tritt der Vertrag 
vom 13. Juni 1989 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Förde- 
rung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen im Ver- 
hältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Ukrai- 
ne außer Kraft. 


Geschehen zu Kiew am 15. Februar 1993 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und ukrainischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindiich ist. 


SHaXOAMTMCb TaM 3 MeTOlO BMKOHaHHfl TpyflOBO I flin/lbHOCTi. 
CnpaBeflJiMBO i piBHonpaBHO posr/inflaTMMyTbCfl tbkojk 
sanBKM Ha BiiAaHHfi /:\03B0/iy Ha poöory. 

(4) flo CTaTTi 4 

npaeo BHMorii KOMneHcaitii icHye TaKO>K i b TOMy BHna/^Ky, 
Konn Aep>KaBa cboTmh Baxo^aMn BTpyHaerbCfi y ni/^npnCMCTBO, 
1140 e npeAMeroM iHBecTHLtin i thm caMkiM aanoAiioc cyrreBy 
eKOHOMiHHy liiKOfly. 

(5) flo craTT i 7 

riepeKaa BBa>KaCTbCfi BUKonaHiiM “TepMiHOBO" y Bi^noBiAHOCTi 
AP nyHKTy 1 cTarri 7 itlei VroAM y TOMy BHnaAKy, 9\ k \ i\o bIh 
BUKOHyCTbCn y Me>KaX THX CTpOKiB, fiKi npH HOpMa/lbHHX 
oöcraBHHax noTpeöyioTb A^n APTpMManHfl c|}opMajibHOCTeH 
BHKOHaHHq nepeKasy. CrpoK noHHHaeTbcn 3 MOMenry noA^Hnn 
BiAnoBiAHOro 3aMOB/ieHHq i hI b qKOMy BiinaAKy we noBHHen 
nepeBHutyBaTH ABa Micqi^i. 

(6) npii nepeaeaeHHl BaHTa)KiB xa ociö y 3B’q3Ky 3 
iHBecTHLtiqMki Hi oAHa 3 floroeipHHX Cxopin ne öyAe 
3a6opOHqTki hm nepeujKOA>KaTki xpaHcnopTHUM nlAnpHSMCTBaM 
ihiuoT floroBipHoi CropOHn 3Ai MCHtOBaxii TpaHcnopxHi 
onepaitii' i öyAe, y Mipy HeoöxiAHOCxi.BHAaBaxH aosbI/i Ha 
BHKOHaHHq qkix nepeaeseHb.CiOA^ Hane>KaTb nepeBeaeHHq: 

а) BaHxaxcy, 9 \Km nepeAÖaneno öeanocepeAHbo A^q i HBecxH- 
14 iw 3 riAHO 3 itleio VroAOio, aöo npHAöanoro A^q pßHO'i 
iHBecTHitii Ha xepuTopii OAHiei 3 floroBipHHX Cxopin aöo 
xpexboY pßp^asvi niAnpHSMcxBOM mh 3a AOpyneHHqM 
nlAnpHSMcxBa, a^ nKOro BK/iaAeni MaHHOBi itiHHOcxi 
3 rlAHO 3 Aieto VroACto; 

б) ociö, qKi onaxpA^xbcq y BlApflA>*<6HHi y 3B’Ky 3 iHBec- 
XHl4lqMH. 

(7) 3 Haöyxxq huhhocxI Vroßyi Mi)K cpeAepaxwBHOio 
PecnyöniKOK) HiMenHiiHa i yKpai'HOio npo cnpnqHHq 
3AiMCHeHHio i B 3 aCMHkiH 3 axkicx iHBecxkiL 4 iH y BiAHOUieHHqx 
Ml)K cpeAepaxHBHOio PecnyöniKOto HiMenHHna i VKpaTHOK) 
Bxpanae niiHHicxb floroBip CoK>3y PaA^HCbKUX Coi 4 ia/iic- 
XHHHHX PecnyöniK i ctjeAepaxiiBHoi PecnyöniKH HlMeHHUHM 
npo cnpiiqHHq i BoaeMHkiH oaxkicx iHBecxHitiH bIa 13 nepBHq 
1989 pOKy. 


3AiMCHeH0 y m. KneBl 15 nioxoro 1993 p. b abox 
npMMipHHKaX, KO)KHMH HiMei4bKOK> Xa yKpaiHCbKOlO MOBaMH, 
npii i4bOMy oöHABa xeKCXM Maioxb OAHaKOBy cuny. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a cpeAepaxHBHy PecnyöniKy HlMenHHHa 
Kinkel 

Für die Ukraine 
3a YKpaTHy 
Penzinov 
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Der Bundesminister Kiew, den 1 5. Februar 1 993 

des Auswärtigen 

Herr Minister, 

ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom 15. Februar 1993 
mit folgendem Inhalt zu bestätigen: 

„Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß die Regierung der 
Ukraine, um die Vornahme von Kapitalanlagen von Staatsange- 
hörigen oder Gesellschaften der Bundesrepublik Deutschland im 
Hoheitsgebiet der Ukraine bereits vor dem Inkrafttreten des Ver- 
trags zu fördern, den Vertrag vom Tag der Unterzeichnung an 
anwenden wird. 

Diese Erklärung wird mit dem Ziel abgegeben, daß die Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland die Übernahme von Garan- 
tien für Kapitalanlagen in der Ukraine schon vor dem Inkrafttreten 
dieses Vertrags erwägen kann.“ 

Genehmigen Sie, Herr Minister, die Versicherung meiner aus- 
gezeichneten Hochachtung. 

Kinkel 

An den 

Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten der 
Ukraine 


Kaö i Her m i h i crp i b VKpaf hm 15 niOToro 1 993 p. 

M. KmTb 

nahe MiHicTpe, 

Majo MecTb noBlflOMMTM Bac, ii\o Vpafl yKpaiHM, 6 a)Ka»omi 
CnpMBTM iHBeCTVmiBM rpOMaflBH aöo TOBapMCTB CbeflepaTMBHOV 
Pecnyö/iiKM HiMeHMMHa Ha TepMTopl i VKpaTHM, me flo HaöyrTa 
HMHHOCTi VroflM Ml>KyKpayHOK) i cl>eflepaTMBHoio PecnyöniKOK) 
HiMeMMMHa npo cnpwBHHB sfliMcneHHio I BsaeMHHM saxMCT 
iHBecTMi^lM, sacTOcyBaxMMe qio yrofly, noMMHaJOMw Bifl flHa TV 
ni^nMcaHHB. 


Mb aaBBa npHMMaexbCB 3 mbtok), mo6 ypBfl cbeflepaTHBHoV 
PecnyönlKM HiMesHMHa 3Mir aea^KHTM rapaHTyaaHHB 
iHBecTMi^iM B yKpaiHi [i\e flo HaöyrrB hhhhoctI i\\z\o yroflojo. 

ripMMMiTb, nane Minicrpe, saneBHeHHB y moim bmcokIm 
noBaai. 


B i qe-npew’ep-M i h I crp, 

Mini crp eKOHOM i km yKpaY hm 

(t>e;^epanbHOMy m i h i cxpoB I 
aaKopflOHHMX cnpaB cbeflepaxMBHoi’ 
PecnyönlKM HiweHMMHa 


riaHOBi fl-py Knaycy KiHKenio 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/1430 


Denkschrift zum Vertrag 
i. Allgemeines 

Der deutsch-ukrainische Investitionsförderungs- und 
-schutzvertrag dient dem Ziel, die beiderseitige wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit zu verstärken, indem er günstige 
Bedingungen für Kapitalanlagen schafft. 

Die Förderung und der Schutz gegenseitiger Kapitalanla- 
gen sind nach Auffassung beider Seiten zudem geeignet, 
die Wirtschaftsreform In der Ukraine zu unterstützen. 
Durch entsprechende gesetzliche Bestimmungen hat die 
Ukraine die Grundlage für ausländische Kapitalanlagen 
geschaffen. Der völkerrechtliche Vertrag gewährt den Ka- 
pitalanlagen darüber hinausgehend einen umfassenden 
und dauerhaften Rechtsschutz. Dadurch können deutsche 
Investitionen in der Ukraine zusätzlich stimuliert werden. 

Der Vertrag ist ferner eine wichtige Voraussetzung für die 
Übernahme von Bundesgarantien gegen politische Risi- 
ken. Nach den Bestimmungen des Haushaltsgesetzes 
kann der Bund derartige Garantien grundsätzlich nur dann 
übernehmen, wenn mit dem betreffenden Land ein Inve- 
stltlonsförderungs- und -schutzvertrag besteht. 

Der deutsch-ukrainische Investitionsförderungs- und 
-schutzvertrag entspricht im wesentlichen dem deutschen 
Mustervertrag, der auch Grundlage der entsprechenden 
Verträge mit anderen osteuropäischen Staaten (Bulgarien, 
Rumänien, Ungarn, Polen, CSFR) und anderen Nachfol- 
gestaaten der ehemaligen Sowjetunion (Usbekistan, 
Weißrußland) war. 

II. Zu den Vertragsbestimmungen 

Der Vertrag enthält 13 Artikel; ihm sind ein Protokoll und 
ein Notenwechsel beigefügt. 

Zu Artikel 1 

Die Bestimmung enthält die Definition der Begriffe „Kapi- 
talanlage“, „Erträge“, „Staatsangehörige“ und „Gesell- 
schaften“. Einbezogen werden alle Arten von Vermö- 
genswerten, die von Investoren aus dem anderen Ver- 
tragsstaat angelegt werden, sowie die Erträge hieraus. In 
den Anwendungsbereich des Vertrags fallen neben deut- 
schen und ukrainischen Staatsangehörigen alle juristi- 
schen Personen sowie Handelsgesellschaften oder sonsti- 
ge Gesellschaften, Vereinigungen oder Organisationen, 
die ihren Sitz in Deutschland oder in der Ukraine haben. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung enthält die allgemeine Förderungsklausei 
und das Prinzip einer gerechten und billigen Behandlung. 
Jede Seite sichert ferner zu, Kapitalanlagen von Investo- 
ren der anderen Seite nicht zu diskriminieren. Gemäß 
Absatz 2 genießen Kapitalanlagen, die in Übereinstim- 
mung mit den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei vor- 
genommen worden sind, den vollen Schutz des Ver- 
trags. 

Gemäß Protokollnummer 1 Buchstabe a genießen Erträge 
den gleichen Schutz wie die Kapitalanlage. 


Nach Protokollnummer 2 Buchstabe b können unter Wah- 
rung der Meistbegünstigung besondere Bedingungen für 
die Zulassung von Kapitalanlagen in bestimmten Wirt- 
schaftsbereichen festgelegt werden. 

Zu Artikel 3 

Hier ist der Grundsatz der Inländerbehandlung und der 
Meistbegünstigung niedergelegt. In der Protokollnummer 3 
Buchstabe a werden einige Beispiele einer nach dem 
Vertrag unzulässigen Schlechterbehandlung aufgeführt. 
Protokollnummer 3 Buchstabe b stellt klar, daß die Gewäh- 
rung bestimmter steuerlicher Vergünstigungen an Gebiets- 
ansässige nicht Im Widerspruch zum Gebot der Inländer- 
behandlung steht. Protokollnummer 3 Buchstabe c enthält 
eine Wohlwollensklausel hinsichtlich Einreise, Aufenthalt 
und Arbeitserlaubnis im Zusammenhang mit einer Kapi- 
talanlage. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung gewährleistet den Enteignungsschutz so- 
wie Entschädigung und ein ordentliches Rechts verfahren 
bei Enteignungsmaßnahmen. Eine Enteignung oder Ver- 
staatlichung ist nur zum allgemeinen Wohl und gegen 
wertentsprechende Entschädigung zulässig. Der Investor 
hat Anspruch auf unverzügliche Zahlung der Entschädi- 
gung und bei Zahlungsverzug Anspruch auf bankübliche 
Verzinsung. Die Entschädigungspflicht erstreckt sich nicht 
nur auf unmittelbare Eingriffe in die Kapitalanlage als sol- 
che, sondern gemäß Protokollnummer 4 auch auf staatli- 
che Eingriffe in das Unternehmen, an dem der Investor 
beteiligt ist, wenn dadurch seine wirtschaftliche Substanz 
erheblich beeinträchtigt wird. Bel Verlusten an Kapitalanla- 
gen infolge Krieg, Staatsnotstand oder sonstiger Ausnah- 
mesituationen wird Inländerbehandiung und Meistbegün- 
stigung im Falle einer Entschädigung zugesichert. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung enthält das wichtige Prinzip des freien 
Transfers von Kapital, Erträgen, Darlehensrückzahlungen 
und Uquidationserlösen. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung enthält den Grundsatz der Subrogation. 
Sie stellt sicher, daß die Bundesrepublik Deutschland im 
Falle einer Entschädigungszahlung an den deutschen In- 
vestor aufgrund einer Bundesgarantie gegen politische 
Risiken die auf sie übergegangenen Rechte und Ansprü- 
che des Investors im eigenen Namen gegenüber dem 
Vertragspartner geltend machen kann. 

Zu Artikel 7 

Der Transfer nach Artikel 4, 5 oder 6 ist unverzüglich zu 
dem jeweils gültigen Wechselkurs durchzuführen. Nach 
Protokollnummer 5 darf dabei eine Frist von zwei Monaten 
nicht überschritten werden. Nach Absatz 2 darf der Wech- 
selkurs nicht ungünstiger sein als der Kurs, der sich aus 
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der Umrechnung der jeweiligen Währung in Sonderzie- 
hungsrechte des Internationalen Währungsfonds ergibt. 

Zu Artikel 8 

Günstigere Regelungen für den Investor, sei es nach dem 
Recht des Anlagelandes oder aufgrund einer völkerrechtli- 
chen Verpflichtung, gehen diesem Vertrag vor (sog. Bes- 
serstellungsklausel). Zugleich sichern die Vertragsparteien 
zu, daß sie dem Investor gegenüber übernommene Ver- 
pflichtungen einhalten werden. 

Zu Artikel 9 

Der Vertrag gilt auch für Altinvestitionen, die vor Inkrafttre- 
ten dieses Vertrags in Übereinstimmung mit den Rechts- 
vorschriften der betreffenden Vertragspartei vorgenom- 
men worden sind. 

Zu Artikel 10 

Die Bestimmung sieht das übliche Schiedsverfahren bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspartei- 
en über die Auslegung oder Anwendung des Vertrags 
vor. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel sieht eine internationale Schiedsgerichtsbar- 
keit bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einem Inve- 
stor und dem jeweiligen Gaststaat vor. 

Zu Artikel 12 

Der Vertrag enthält die übliche Fortgeltungsklausel, falls 
keine diplomatischen Beziehungen bestehen sollten. 


Zu Artikel 13 

Der Vertrag steht unter dem Vorbehalt der Ratifikation. 
Nach dem Inkrafttreten gilt der Vertrag zunächst für zehn 
Jahre und wird sodann - mit zwölfmonatiger Kündigungs- 
frist - auf unbestimmte Zeit verlängert. Im Falle einer 
Kündigung bleiben die bis zum Außerkrafttreten des Ver- 
trags vorgenommenen Kapitalanlagen noch weitere zwan- 
zig Jahre lang geschützt. 

Zum Protokoll 

Das Protokoll enthält eine Reihe von Erläuterungen und 
Ausführungsbestimmungen, die Bestandteil des Vertrags 
sind. Neben den bereits erwähnten Erläuterungen enthält 
das Protokoll in Nummer 6 ein Diskriminierungsverbot bei 
Beförderungen von Gütern und Personen Im Zusammen- 
hang mit einer Kapitalanlage. 

Nach Protokollnummer 7 tritt mit dem Tage des Inkrafttre- 
tens dieses Vertrags der Vertrag vom 13. Juni 1989 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Förderung und 
den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen im Verhält- 
nis zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Ukraine außer Kraft. 


Zum Notenwechsel 

Mit dem Notenwechsel vom 15. Februar 1993 teilt die 
Ukraine mit, daß sie den Vertrag bereits mit der Unter- 
zeichnung anwenden wird. Dies geschieht mit dem Ziel, 
daß die Bundesrepublik Deutschland bereits vor Inkrafttre- 
ten des Vertrages die Gewährung von Kapital- 
anlagegarantien erwägen wird. 
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